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Landkreis Stendal 

Bekanntmachung

zur öffentlichen Auslegung der ergänzenden Vorschlagslisten zur Wahl 
der Jugendschöffen und Jugendersatzschöffen für das Amtsgericht 

Stendal und die Jugendkammern des Landgerichtes Stendal

Gemäß § 35 Abs. 3 Jugendgerichtsgesetz (JGG) wird die Vorschlagssliste vom 21.bis 27. 
September 2023 zu jedermanns Einsicht im Jugendamt des Landkreises Stendal (Zimmer 
367A), Hospitalstraße 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal, aufgelegt.

Gegen die Vorschlagsliste kann binnen einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungs-
frist, schriftlich oder zu Protokoll mit der Begründung Einspruch erhoben werden, dass in 
die Vorschlagsliste Personen aufgenommen sind, die nach § 32 Gerichtsverfassungsgesetz 
(GVG) nicht aufgenommen werden durften oder nach den §§ 33, 34 nicht aufgenommen 
werden sollten.

Stendal, den 12. September 2023

Patrick Puhlmann                                                                 
     (Landrat)   

Landkreis Stendal 
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die 8. Änderung zur Verordnung des Landkreises Stendal über die Änderung der Verordnung 
des Landschaftsschutzgebietes „Untere Havel“ wurde auf der Internetseite des Landkreises 
Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt: 

www.landkreis-stendal.de 

-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen

Die o. g. Verordnung kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, im Büro des Kreistages, 
Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen wer-
den bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 – 60 7528 angefordert 
werden. 

Stendal, den 12. September 2023

Patrick Puhlmann                                                                 
     (Landrat)   

Landkreis Stendal 
Der Landrat

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die 9. Änderung zur Verordnung des Landkreises Stendal über die Änderung der Verordnung 
des Landschaftsschutzgebietes „Untere Havel“ wurde auf der Internetseite des Landkreises 
Stendal unter folgender Adresse bereitgestellt:  

www.landkreis-stendal.de 

-> Landkreis & Verwaltung -> Die Kreisverwaltung -> öffentliche Bekanntmachungen 
-> Kreisrecht – Satzungen & Verordnungen
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Die o. g. Verordnung kann zudem jederzeit in der Kreisverwaltung, im Büro des Kreistages, 
Hospitalstr. 1 - 2, 39576 Hansestadt Stendal während der Öffnungszeiten eingesehen wer-
den bzw. auf Nachfrage kostenpflichtig unter der Rufnummer 039 31 – 60 7528 angefordert 
werden. 

Stendal, den 12. September 2023

Patrick Puhlmann                                                                 
     (Landrat)   

REGIO AKTIV

Bekanntmachung:
Ideenwettbewerb für die Einreichung von Projektvorschlägen  

im Rahmen der Förderrichtlinie „REGIO AKTIV“ im Landkreis Stendal

Aufruf zur Teilnahme am Ideenwettbewerb „Kompetenzagenturen“

1. Einleitung, Rahmenbedingungen
Auf der Grundlage der Förderrichtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Regiona-
lisierung der Arbeitsmarktförderung aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds Plus und des 
Landes Sachsen-Anhalt (REGIO AKTIV) vom 06. Juni 2022 (MBl. LSA, S. 211) in der Fas-
sung vom 28. März 2023 (MBl. LSA, S. 115) ruft Landkreis Stendal einen Ideenwettbewerb 
zur Einreichung von Projektvorschlägen aus. 

Die Einreichungsfrist für Projektvorschläge beginnt ab sofort und endet am Freitag, den 
27.10.2023, um 12:00 Uhr (Posteingang).

Projektvorschläge sind spätestens zum o. g. Termin einzureichen im:
Landkreis Stendal
Amt für Wirtschaftsförderung und Projektmanagement
Arneburger Straße 24
39576 Hansestadt Stendal

Der Projektvorschlag ist in doppelter Ausfertigung in einem verschlossenen Briefumschlag 
mit Hinweis auf den Wettbewerb Kompetenzagenturen einzureichen. Der Projektvorschlag 
ist zudem auch in digitaler Form (PDF) bis zum o.g. Stichtag an wirtschaftsfoerderung@
landkreis-stendal.de zu senden.

Ansprech- /Kontaktperson für den Wettbewerb ist:

Thomas Fronius
c/o Landkreis Stendal
Amt für Wirtschaftsförderung und Projektmanagement
Regionale Koordination

Arneburger Straße 24
39576 Hansestadt Stendal
Telefon: 03931-607889
mobil: 0177-6494754
Email: reko@email.de

Am 21.09.2023 findet um 11 Uhr eine Veranstaltung zur Programm- und Ideenwettbewerbs-
vorstellung im Landratsamt des Landkreises Stendal, Hospitalstraße 1-2, Raum Osterburg 
statt.

2. Inhaltlicher Förderrahmen
Im Rahmen dieses Aufrufs zum Ideenwettbewerb für die Einreichung von Projektvorschlä-
gen werden Projektkonzeptionen für den nachfolgenden Förderbereich erwartet:

D Kompetenzagenturen (KA)

3. Inhaltliche Anforderungen an den Projektvorschlag
Die konzeptionelle Darstellung ist auf die spezifischen Voraussetzungen und Rahmenbedin-
gungen im Land Sachsen-Anhalt allgemein und im Landkreis Stendal speziell abzustellen. 
Darin inbegriffen ist die Darstellung der Kenntnis über die regionale Akteurs- und Träger-
landschaft. 

Für eine Abgrenzung zu bzw. Verzahnung mit den Regelinstrumenten des SGB II und SGB 
III sowie Landes- und Bundesprogrammen, die für die Zielgruppe des Projektes relevant 
sind, ist bei den einzureichenden Projektvorschlägen darzustellen, inwieweit sich die geplan-
ten Projektinhalte von diesen Programmen unterscheiden bzw. diese in ihrer Wirkung ergän-
zen und verstärken können. Für den vorliegenden Ideenwettbewerb betrifft das insbesondere 
BRAFO, STABIL, JUST Best und Plan B.

Des Weiteren wird eine detaillierte Beschreibung des Kompetenz- und Erfahrungsprofils des 
Trägers hinsichtlich regionaler und der Richtlinienschwerpunkte in REGIO AKTIV:

• Förderbereich D: Unterstützung des Übergangs in Ausbildung
•  Individuelles und intensives Coaching junger Menschen an den Übergängen Schu-

le-Schule-Ausbildung/Studium/Beruf

erwartet. 
Die folgenden bereichsübergreifenden Grundsätze gemäß Art. 9 Abs. 2 VO (EU) Nr. 

2021/1060 und Art. 9 Abs. 3 VO (EU) Nr. 2021/1060 sind zu berücksichtigen:

• Gleichstellung von Frauen und Männern
• Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung

Die genannten bereichsübergreifenden Grundsätze sind integrale Bestandteile der Konzepte.

3.1 Welche Zielstellungen werden mit dem Ideenwettbewerb verfolgt?
Obwohl sich die Arbeitsmarktlage im Landkreis Stendal positiv entwickelt, bleibt die
berufliche Integration von jungen Menschen eine besondere Herausforderung in der Arbeits-
marktpolitik – so haben im Schuljahr 2021/2022 15,3% der Schülerinnen und Schüler in 
der Region ihren Schulabschluss nicht geschafft. Damit liegt der Anteil der Schulabgänger 
ohne Abschluss im Landkreis Stendal mehr als doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt. 
Weiter befindet sich die Zahl der Ausbildungsabbrüche auf zu hohem Niveau, werden Aus-
bildungsplätze immer noch zu sehr reduziert auf besonders beliebte Berufe wahrgenommen 
und ausgewählt.

Charakteristisch für die große Gruppe Jugendlicher ohne Ausbildungs- und Beschäftigungs-
reife sind verschiedene Problemlagen und nicht zuletzt daraus resultierende Orientierungs- 
und Anpassungsschwierigkeiten sowie weitere Problemlagen wie z.B. auch Süchte, aufgrund 
derer sich die Integration in Ausbildung bzw. bereits die vorgelagerte Schulzeit und deren 
erfolgreiche Absolvierung und Beendigung als ganz besondere Herausforderung darstellt.
Bis zu fünf örtliche, d.h. in ihrer Ansiedlung über den ganzen Landkreis Stendal sinnvoll 
verteilte Kompetenzagenturen (KA) sollen hier ansetzen und ein individuelles und intensives 
Coaching junger Menschen an den Übergängen Schule-Schule-Ausbildung/Studium-Beruf, 
dies explizit unabhängig ihres Rechtsanspruches auf Unterstützungsleistungen aus dem SGB, 
gewährleisten:

Um die Zahl der Schulabbrüche abzusenken, die Ausbildungsfähigkeit und das bezogene 
Durchhaltevermögen zu erhöhen sowie berufliche Perspektiven zu eröffnen, sollen hilfe-
bedürftige junge Menschen individuell und kontinuierlich auf dem Weg zu Schulabschluss 
und Ausbildungsaufnahme begleitet werden. Auf Grund der guten Erfahrungen mit früheren 
Modellvorhaben im Regionalen Übergangsmanagement (RÜMSA) und dem Bundesmodell-
vorhaben „Jugend Stärken im Landkreis Stendal“ (JUSTiQ) ist im Ergebnis mit einer höhe-
ren Quote der Reintegration in Schule sowie der Integration in Ausbildung beziehungsweise 
Arbeit zu rechnen.

3.2 Welche Zielgruppe soll erreicht werden?
Zielgruppe sind förderungsbedürftige junge Menschen im Alter von 15 bis unter 25 Jahren 
und in begründeten Ausnahmefällen bis unter 35 Jahren.

Dabei soll der Fokus insbesondere auf Jugendliche gelegt werden, deren Schulabschluss 
durch aktive oder passive Schulverweigerung und schlechte Noten gefährdet ist. Ergänzend 
sollen Jugendliche bis zum 25. Lebensjahr, die beim Übergang Schule-Beruf zu scheitern 
drohen und von bestehenden Hilfsangeboten nicht profitieren, angesprochen werden. 

3.3 Welche inhaltlichen und örtlichen Schwerpunktsetzungen sind vorgesehen?
Die Unterstützungsangebote begleiten die Teilnehmenden intensiv. Im Mittelpunkt steht eine 
sozialpädagogische und ganzheitlich ausgerichtete Einzelfallhilfe für alle jungen Menschen, 
unabhängig von deren Förderanspruch (bspw. im Regelbereich des SGB II oder III). 
Die Angebote beziehen die Eltern sowie weitere Erziehungsverantwortliche und Bezugs-
personen in die Begleitung ein und pflegen einen intensiven Kontakt mit regionalen Un-
ternehmen. Insbesondere folgende Elemente können Teil des Unterstützungsangebotes der 
Kompetenzagentur sein: 

-  Einzelfallberatung und Begleitung der Teilnehmenden, auch Motivierung durch gemeinsa-
me Zielvereinbarungen und Auswertungen, 

-  soziale Gruppenangebote für Eltern und Jugendliche zur Förderung von sozialen und per-
sönlichen Kompetenzen, 

-  Eltern- und Familienarbeit (insbesondere zur Vermeidung eines Schul- oder Ausbildungs-
abbruchs), 

- fachlicher Austausch der beteiligten Akteure im Hilfesystem, 

-  Abstimmung mit den Akteuren folgender Rechtskreise: SGB II, SGB III, SGB VIII sowie 
SGBXII (bspw. Fertigung von Stellungnahmen und Sachstandsmitteilungen im Rahmen der 
Projektarbeit und als Grundlage für die Abstimmungen mit den Rechtskreisen), 

-  Koordinierung von Hilfsangeboten (z.B. Nachhilfe, Schuldnerberatung) und darüberhin-
ausgehende Netzwerkarbeit, 

- aufsuchende Arbeit im schulischen, beruflichen, familiären und sozialen Kontext, 

-  Mobilitätsunterstützung zur Wahrnehmung einschlägiger Termine, bspw. bei Bewerbungen 
und erforderlicher Antragstellung. 

Der Landkreis Stendal ist bestrebt, die Zugänge zu den Kompetenzagenturen so nieder-
schwellig und lebenswelt-/wohnortnah wie möglich zu eröffnen. Deshalb ist beabsichtigt, 
eine flächendeckende Versorgung zu erreichen. Entsprechend finden Wettbewerbsbeiträge 
eine besondere Berücksichtigung, die jeweils einen der folgenden Teilräume des Landkreises 
Stendal funktional schlüssig abdecken:

a) Region Mitte/West (Stendal mit Bismark und Arneburg)
b) Region Süd (Tangerhütte / Tangermünde)
c) Region Nord (Seehausen / Osterburg)
d) Region Ost (Havelberg / Elb-Havel-Land)
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3.4 Welche Aufgaben und Aktivitäten sollen in den einzelnen Schwerpunktsetzungen ver-
folgt werden?
Gefördert werden Maßnahmen der Sozialarbeit und der Einzelfallberatung. Die Maßnah-
men sind, dem Prinzip des Case-Managements folgend, einzelfallbezogen und bei Bedarf 
durch aufsuchende Ansätze umzusetzen. Die Sozialarbeit findet ihren Anfang dabei oftmals 
im Bereich Schule wie aber auch an jenen Orten, an denen die Zielgruppe außerschulisch gut 
erreich- und ansprechbar ist (z.B. Jugendclubs und -häuser u.ä.) und wirkt in die außerschuli-
schen Sozialräume der Teilnehmenden hinein, um eine Schul- und Ausbildungsreife und eine 
anschließende Integration in das Berufsleben umfassend zu gewährleisten. 

Die bis zu 5 KAs sollen räumlich jeweils in ihrer Bedarfsgerechtigkeit schlüssig begründet 
verteilt im gesamten Gebiet des Landkreises Stendal angesiedelt werden, um so den Ortspe-
zifika, besonderen Zugängen von Trägern wie auch teilraumspezifischen Bedarfen, Problem-
lagen und handlungsfeldbezogenen Netzwerken bestmöglich gerecht zu werden. 

Jungen Menschen sollen berufliche Perspektiven eröffnet werden, hierbei erwartete Aufga-
benstellungen und Aktivitäten sind beispielsweise Kontakte zu Unternehmen, die Durchfüh-
rung von Praktika, Besuche von Ausbildungsbörsen und -messen. Durch praktisches Erleben 
soll erfahrbar werden, warum Jugendliche lernen sollten, um so bessere Lernmotivation zu 
schaffen.

3.5 Welche Qualitätsanforderungen sind weiter wichtig?
Die KAs bilden einen wichtigen Baustein in den Übergangsbereichen Schule-Schule und 
Schule-Beruf im Landkreis Stendal. Um einen optimalen Projekterfolg zu gewährleisten, ist 
die Vernetzung mit anderen Akteuren der Schulsozialarbeit, der Berufsorientierung sowie der 
Jugendhilfe und Jugendgerichtshilfe wesentlich. 

Eine enge und dauerhafte Zusammenarbeit ist mit den Schulen, der mobilen Jugendbe-
rufsagentur und der Wirtschaftsförderung, den an den Schulen eingesetzten Sozialarbeiterin-
nen und Sozialarbeitern sowie der Regionalen Koordination des Landkreises Stendal gebo-
ten. Die Eltern der Schüler/innen sollen zudem gezielt über die Angebote der KAs informiert 
werden.

Das eingesetzte Personal (mind. 1 Vollzeitäquivalent sozialpädagogische Fachkraft und 0,25 
VZÄ Projektassistenz) muss fachlich geeignet sein, die Aufgaben im Rahmen der Projekt-
durchführung in hoher Qualität umzusetzen. Voraussetzungen sind ein einschlägiger Berufs- 
oder Studienabschluss, soziale Kompetenz sowie einschlägige Berufserfahrung mit der Ziel-
gruppe der jungen Menschen. 

3.6 Welche qualitativen und quantitativen Ergebnisse (Indikatoren) sollen erreicht werden?
Qualitativ:
Das Projekt schafft sich durch aufsuchende Ansätze der Jugendsozialarbeit, auch eingebettet 
in eine Zusammenarbeit mit den einschlägig Verantwortlichen Rechtskreisen und der regio-
nalen Koordination sowie der mobilen Jugendberufsagentur im Landkreis Stendal, Zugänge 
zu Jugendlichen, die von den regionalen Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungs- sowie 
Beratungsangeboten in und nach der Schule nicht (mehr) erreicht werden.

Das Projekt bietet, entlang der unter 3.3 aufgeführten mgl. Projektelemente, eine maßge-
schneiderte und regionalspezifisch eingebettete, auf die individuelle Situation Junger Men-
schen zugeschnittene Abfolge von Unterstützungsangeboten und nutzt dabei insb. auch die 
Methode des Case Managements.

Das Projekt berücksichtigt die kommunalen, lokalen und regionalen Angebotsstrukturen in 
der Benachteiligtenförderung, identifiziert Lücken im System und regt ggf. neue Angebote 
bzw. Vorgehensweisen für eine effektive Förderung der beruflichen Integration an. Damit 
tragen sie dazu bei, die Prozesse der beruflichen Integration im Landkreis Stendal weiter zu 
optimieren.

Das Projekt fördert und verbessert durch seine Arbeit die Kooperation und Koordination 
zwischen den im Handlungsfeld verantwortlichen Institutionen.

Quantitativ:
Bereits binnen des ersten Umsetzungsjahres sind über alle bis zu 5 Projekte hinweg insg.180 
junge Menschen durch die KAs zu betreuen. Binnen 3 Jahren müssen über 600 junge Men-
schen von den KA neu erreicht und für eine Teilnahme aufgeschlossen sein (nachweisliche 
Kontaktaufnahme über TN-Liste oder -Bogen), jeweils 120 TN in den Teilregionen Süd, 
Nord und Ost sowie 250 TN in der Region Mitte/West. 

Spätestens bei Projektaustritt machen 80% der TN auf ihrem Werdegang wieder etwas, was 
für ihr Alter/individuell biographisch üblich und erwartbar wäre = sie besuchen wieder „ak-
tiv“ teilnehmend die Schule, erreichen/bewältigen erfolgreich Schulabschlüsse resp. Über-
gänge in Ausbildung bzw. Studium.
Von der Teilzielgruppe der zum Aufnahmezeitpunkt schulisch bereits gescheiterten Jungen 
Menschen ohne Schulabschluss und ohne Ausbildungsplatz wird 50% eine Perspektive eröff-
net: Ermöglichung/Wiederangang eines Schulabschlusses und/oder der Übergang in Ausbil-
dung bzw. sv-pflichtige Beschäftigung.  

4. Anforderungen an den Projektträger

Zuwendungsempfangende sind juristische Personen des öffentlichen und privaten Rechts 
sowie sonstige Unternehmen unabhängig von ihrer Rechtsform. Bei Förderung von Unter-
nehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit wird im Zuwendungsbescheid festgelegt, welche 
Person dem Land für die sachgerechte Verwendung der Zuwendung haftet. Die Zuwendungs-
empfangenden müssen die Eignung für eine sachgerechte und erfolgreiche Projektdurchfüh-
rung besitzen. Kriterien für die Bewertung sind insbesondere die Zuverlässigkeit und fach-
liche Eignung des Bewerbers, die Qualität des Projektkonzeptes sowie die Beachtung des 
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Natürliche Personen ohne Unternehme-
reigenschaft sind von der Förderung ausgeschlossen.

Für ein Projekt kann grundsätzlich nur ein Träger Zuwendungsempfangender sein. Koope-
rationsverträge oder -vereinbarungen zwischen verschiedenen Trägern sind nicht zulässig. 
Die Konzertierung der bis zu 5 KAs wird durch die Regionale Koordination sichergestellt. 
Eine Beteiligung der Projekte daran ist verpflichtend. 

Die Nutzung der vorhandenen Infrastruktur, d.h. die technische und räumlichsächliche Aus-
stattung, wird zur Umsetzung des eingereichten Projektvorschlages vorausgesetzt. Erfahrun-
gen und Kenntnisse im Projektmanagement sowie mit der EU-Strukturfondsförderung sind 
von Vorteil. Der Projektträger sollte über Erfahrungen, Kenntnisse und einschlägige Kompe-
tenzen in gleichgelagerten Projekten verfügen.

Zur Qualitätssicherung der Projektumsetzung haben die Zuwendungsempfangenden die 
laufende Qualifizierung des eingesetzten Personals sicherzustellen. In einem Zeitraum von 
zwölf Monaten ist jeweils mindestens ein Drittel des Personals (ohne Verwaltungspersonal) 
im Umfang von mindestens drei Kalendertagen weiterzubilden.
   
5. Förderfähige Ausgaben
Für diesen Ideenwettbewerb werden zur Kalkulation Gesamtausgaben in Höhe von 
2.400.000,00 EUR veranschlagt. Die Finanzierung des Projektes aus Mittel der Europäischen 
Union und des Landes Sachsen-Anhalt beträgt 2.000.000,00 EUR. Hiervon ist beabsichtigt, 
jeweils bis 400.000 EUR der zur Verfügung stehenden Mittel für ein Projekt in den Regionen 
Nord, Ost und Süd sowie bis zu 800.000 EUR für bis zu zwei Projekte in der Region Mitte/
West zu verausgaben. Die weitere Kofinanzierung erfolgt durch das Arbeitslosengeld II der 
Teilnehmenden in Form einer Pauschale pro Teilnehmenden von derzeit 630,00 EUR pro 
Monat. Die Höhe der veranschlagten Gesamtausgaben bezieht sich auf eine angenommene 
vorläufige Kofinanzierung durch das Arbeitslosengeld II in Höhe von 20 von Hundert an der 
Kofinanzierung aus Mitteln aus dem ESF plus und den Landesmitteln. Während die ESF+- 
und Landesmittel bezüglich ihres Finanzierungsverhältnisses zueinander fest definiert sind, 
ist das TN-Einkommen eine Rechengröße.

Ein Ausgaben- und Finanzierungsplan ist dem Projektvorschlag beizufügen. Hierfür steht 
Ihnen das Formblatt „Kalkulation für Projektausgaben und -einnahmen“ zur Verfügung.

Anwendung der Personalausgabenpauschale

Für die Kalkulation der Personalausgabenpauschale (PAP) sind die „Ergänzenden Regelun-
gen im Zusammenhang mit den Verwaltungsvorschriften zu den §§ 23 und 44 der Landes-
haushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt (Zuwendungsrechtsergänzungserlass)“ vom 
6.6.2016 (MBl. LSA S. 383) in der Fassung vom 28.9.2022, (MBL. LSA S. 509) unter Nr. 4 
zu beachten.

Den Zuwendungsrechtsergänzungserlass finden Sie auf der folgenden Seite:

https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/VVST-VVST000012534   

Weitere Informationen können der Anlage „Hinweisblatt zur Anwendung der Personalaus-
gabenpauschale (PAP)“ im Rahmen der Richtlinie REGIO AKTIV vom 25.04.2023 (Version 
1.0) entnommen werden.

6. Laufzeit des Projektes
Die Laufzeit des Projektes erstreckt sich vom 01.02.2024 bis zum 31.01.2027 mit der Mög-
lichkeit zur Verlängerung.

7. Hinweis zum Verfahren
Für den einzureichenden Projektvorschlag sind die vorgegebenen Formblätter zu verwenden.

• Formblatt 1:  Deckblatt zum Projektvorschlag
• Formblatt 2:  Erklärungen zum Projektvorschlag
• Formblatt 3:  Beschreibung des Projektvorschlags
• Anlagen:  Kalkulation für Projektausgaben und -einnahmen

     Projektstruktur- und Zeitplan
     Ergebnisindikatoren
     Bescheinigung in Steuersachen (nicht älter als 6 Monate)
     Handelsregisterauszug/Vereinsregisterauszug
     Zertifiziertes QS-System
     Gegebenenfalls Kurzdarstellung trägereigenes QS-System

Weiterhin sind dem Projektvorschlag als Anlagen beizufügen:
• Expertisen, Stellungnahmen, Gutachten fachkundiger Stellen (keine Letters of Intent),
•  Referenzen, Vorerfahrungen, insbesondere Kompetenznachweise im Themenfeld Über-

gang Schule-Beruf,
•  Gegebenenfalls weitere aussagekräftige Kooperationsvereinbarungen mit potenziellen 

Kooperationspartnern wie z.B. Schulen.

Die Auswahl erfolgt durch den RAK in zwei Schritten.

1: Prüfung der Erfüllung der Zugangsvoraussetzung zum Wettbewerb (formale Kriterien)

Die eingereichten Projektvorschläge werden vom Regionalen Arbeitskreis (RAK) des Land-
kreises Stendal hinsichtlich der Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen des jeweiligen Wett-
bewerbs geprüft.

Nur Projektvorschläge, die die Zugangsvoraussetzungen des jeweiligen Wettbewerbs erfül-
len, werden für das weitere Auswahlverfahren zugelassen.

2: Inhaltliche Bewertung und Projektauswahl
Der zweite Schritt zur Projektauswahl erfolgt auf Basis der inhaltlichen Bewertung nach vor-
gegebenen Bewertungskriterien und Wichtungen des RAK des Landkreises Stendal.
Dem Ideenwettbewerb sind die Kriterien für die Prüfung der Zugangsvoraussetzungen des 
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jeweiligen Wettbewerbs und die inhaltliche Bewertung nach vorgegebenen Bewertungskrite-
rien beigefügt. Sie finden die Unterlagen unter:

https://www.landkreis-stendal.de/de/wettbewerbe.html

Die Bewerber werden vom RAK schriftlich über das Ergebnis des Auswahlverfahrens in-
formiert. 

Auf dieser Grundlage erfolgt für die zur Förderung ausgewählten Projektvorschläge die for-
melle Antragstellung beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt. 

Hansestadt Stendal 

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die folgenden Bekanntmachungen der Tagesordnungen der Sitzungen des 

■ Stadtrates am 25.09.2023 um 17:00 Uhr und 
■ außerordentliche Haupt- und Personalausschusssitzung am 04.10.2023 um 17:00 Uhr

werden auf der Internetseite der Hansestadt Stendal bereitgestellt: 

www.stendal.de/de/sitzungen.html

Hansestadt Stendal, den 16. September 2023

Bastian Sieler
Oberbürgermeister  

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte  

Bekanntmachung der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte -  
Genehmigung der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes  

der Ortschaft Grieben 

hier: Bekanntmachung der Genehmigung und Inkrafttreten 

Mit Bescheid vom 16.08.2023 Az.: 63/546/2021-03489 hat der Landkreis Stendal die durch 
den Stadtrat der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte am 14.12.2022 per Beschluss (BV 
861/2022) festgestellte 1. Änderung des Flächennutzungsplanes Grieben genehmigt.

Die Erteilung der Genehmigung der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes Grieben wird 
hiermit gem. § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Lage in Grieben:

[TK10 © GeoBasis-DE /  
LVermGeo LSA, 2023]

Mit dieser Bekanntmachung der Genehmigung tritt die 1. Änderung des Flächennutzungspla-
nes Grieben rechtswirksam im Kraft.
Jedermann kann den Flächennutzungsplan mit Begründung und Umweltbericht sowie die zu-

sammenfassende Erklärung nach § 6a Abs. 1 BauGB im Rathaus der Einheitsgemeinde Stadt 
Tangerhütte, Bismarckstraße 5 in 39517 Tangerhütte während der allgemeinen Dienststunden 
dauerhaft einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Hinweis gemäß § 215 BauGB:
Auf die Voraussetzung für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 
BauGB wird hingewiesen.
Unbeachtlich werden
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes 
schriftlich gegenüber der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte geltend gemacht worden sind; 
der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Tangerhütte, 20.09.2023

A. Brohm
Bürgermeister   

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte  

Bekanntmachung der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte -  
Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  

„Biogasanlage Grieben“

hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses und Inkrafttreten  

Der Stadtrat der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte hat mit Beschluss (BV 862/2022) vom 
14.12.2022 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Grieben“ als Satzung 
beschlossen.

Der Satzungsbeschluss über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Grie-
ben“ wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Der räumliche Gel-
tungsbereich stellt sich wie folgt dar: 

Abgrenzung 
des Plangebietes

[TK10 © GeoBasis-DE /  
LVermGeo LSA, 2023]

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Biogasanlage Grieben“ tritt mit dieser Bekanntma-
chung des Satzungsbeschlusses in Kraft.
Jedermann kann den Bebauungsplan mit Begründung und Umweltbericht sowie die zusam-
menfassende Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB im Rathaus der Einheitsgemeinde Stadt 
Tangerhütte, Bismarckstraße 5 in 39517 Tangerhütte während der allgemeinen Dienststunden 
dauerhaft einsehen und über deren Inhalt auf Verlangen Auskunft verlangen.
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Hinweis gemäß § 44 BauGB:
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:
Auf die Voraussetzung für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 
BauGB wird hingewiesen.
Unbeachtlich werden
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Hinweise gemäß § 8 Kommunalverfassungsgesetz Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA)
Es wird auf die Vorschriften des § 8 Abs.3, Abs.4 und Abs.5 Kommunalverfassungsgesetz 
Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) hingewiesen. Ist eine Satzung unter Verletzung von Ver-
fahren oder Formvorschriften, die in diesem Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Geset-
zes erlassen worden sind, zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der 
Kommune geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, 
die den Mangel ergibt, zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Ge-
nehmigung oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Tangerhütte, 20.09.2023

A. Brohm
Bürgermeister   

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land
- Der Verbandsgemeindewahlleiter -

Wahlbekanntmachung zur Verbandsgemeindebürgermeisterwahl 
der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land

1.  Am Sonntag, dem 08. Oktober 2023 findet im Gebiet der Verbandsgemeinde Elbe- 
Havel-Land die Wahl zum Verbandsgemeindebürgermeister statt. Die Wahl dauert 
von 8.00 bis 18.00 Uhr. 

  Eine eventuelle Stichwahl findet am 05. November 2023 in der Zeit von 8.00 bis 18.00 
Uhr statt.

2.  Das Gebiet der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land ist in 15 allgemeine Wahlbezirke 
eingeteilt.

  Die Angaben zu den Wahlbezirken können den Wahlbenachrichtigungsanschreiben ent-
nommen werden.

  In den Wahlbenachrichtigungen, die den wahlberechtigten Personen bis zum 17. Sep-
tember 2023 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, 
in dem die wahlberechtigten Personen zu wählen haben. Die Wahlbenachrichtigungen 
behalten ihre Gültigkeit auch für eine eventuelle Stichwahl am 05. November 2023.

3.  Wahlberechtigte Personen, die keinen Wahlschein besitzen, können nur in dem Wahl-
raum des Wahlbezirkes wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen sind.

  Die wahlberechtigten Personen haben zur Wahl ihre Wahlbenachrichtigung mitzubrin-
gen und ihren amtlichen Personalausweis oder Reisepass bereitzuhalten. Sie haben sich 
auf Verlangen des Wahlvorstandes über ihre Person auszuweisen. Die Wahlbenachrich-
tigung soll bei der Wahl abgegeben werden.

4.  Wahlberechtigte Personen, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahl-
bereich, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk des Wahlbereiches oder
 b) durch Briefwahl
 teilnehmen.
  Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde einen amtlichen 

Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbrief-
umschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (in verschlossenem 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle übersenden, dass er dort spätestens am 
Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle 
abgegeben werden. Für die Briefwahl ist der wahlberechtigten Person ein Merkblatt zur 
Verfügung zu stellen.

  Eine wahlberechtigte Person, die verhindert ist, in dem Wahlbezirk zu wählen, in dessen 
Wählerverzeichnis sie eingetragen ist, oder aus einem von ihr nicht zu vertretenden 
Grunde in das Wählerverzeichnis nicht aufgenommen worden ist, erhält auf Antrag ei-
nen Wahlschein. Dies gilt auch für Personen, die erst zur Stichwahl wahlberechtigt sind.

5.  Jede wahlberechtigte Person hat für die Wahl zum Verbandsgemeindebürgermeister 
eine Stimme.

  Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede wahlberechtigte Person erhält am Wahl-

tag im zuständigen Wahlraum einen amtlichen Stimmzettel ausgehändigt. 
  Der amtliche Stimmzettel enthält die Namen der zugelassenen Bewerber für die Wahl 

zum Verbandsgemeindebürgermeister und jeweils ein Feld für jeden Bewerber zur 
Kennzeichnung.

6.  Die wahlberechtigte Person gibt ihre Stimme in der Weise ab, dass sie auf dem Stimm-
zettel durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise den Namen des 
Bewerbers zweifelsfrei kennzeichnet, den sie ihre Stimme geben will.

  Der Stimmzettel muss von der wahlberechtigten Person in einer Wahlkabine/Wahlzelle 
des Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum unbeobachtet gekennzeichnet 
und in gefaltetem Zustand so in die Wahlurne gelegt werden, dass die Kennzeichnung 
von Umstehenden nicht erkannt werden kann.

7.  Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung 
und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jeder hat Zutritt, 
soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäftes möglich ist. 

8.  Jede wahlberechtigte Person kann ihr Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder 
das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wah-
lentscheidung der wahlberechtigten Person oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung 
dieser eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107 a Abs. 1 und 3 des Strafge-
setzbuches).

Schönhausen (Elbe), 05. September 2023   
      

Wabbel       
Verbandsgemeindewahlleiter 

Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land
- Der Verbandsgemeindewahlleiter -

Öffentliche Bekanntmachung 

Über die öffentliche Versammlung zur Vorstellung der Bewerber*innen für die Wahl zur/zum 
Verbandsgemeindebürgermeister*in der Verbandsgemeinde Elbe-Havel-Land gemäß § 63 

Abs. 2 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt

Die öffentliche Versammlung zur Vorstellung der Bewerber*innen für die Wahl zur/zum Ver-
bandsgemeindebürgermeister*in findet

 am:  26. September 2023
 um: 19.00 Uhr
 Ort: Versammlungsraum (Dachgeschoss) im Bürgerzentrum
   Bismarckstraße 12 in 39524 Schönhausen (Elbe) statt.

Tagesordnung:
TOP 1  Eröffnung der Versammlung
TOP 2  Öffentliche Vorstellung der Bewerber*innen für die Wahl zur/zum Verbandsgemein-

debürgermeister*in
TOP 3 Schließung der Sitzung

Schönhausen (Elbe), den 05.09.2023
      

Wabbel       
Verbandsgemeindewahlleiter 

Wasserverband Stendal-Osterburg (WVSO)

Hinweis auf die öffentliche Bekanntmachung 
über die Feststellung des Jahresabschlusses 2022 und 

die Entlastung des Verbandsgeschäftsführers

Die Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2022 und die Entlastung des 
Verbandsgeschäftsführers wurde auf der Internetseite des Wasserverbandes Stendal-Osterburg 
(WVSO) unter folgender Adresse bereitgestellt:

www.wvso.de/bekanntmachungen

Osterburg (Altmark), den 06.09.2023

Ploewka 
Verbandsgeschäftsführer  
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Zweckverband Altmärkischer Regionalmarketing- und Tourismusverband

Hinweis über die Öffentliche Bekanntmachung

Die Bekanntmachung über den Jahresabschluss 2022 des Kommunalen Zweckverbandes Alt-
märkischer Regionalmarketing- und Tourismusverband (ART) wurde auf der Internetseite 
www.altmark.de im Bereich „Service/Ueber-uns“ bereitgestellt. Die o. g. Bekanntmachung 
kann in der Geschäftsstelle des ART, Marktstr. 13, 39590 Tangermünde zu den Geschäftszeiten 
eingesehen werden.

Tangermünde, 06.09.2023

gez. Reckling-Kurz
Geschäftsführerin

Evangelische Kirchengemeinde Hohengöhren

Auszug aus dem Protokollbuch des Gemeindekirchenrates  
des ev. Kirchengemeindeverbands Schönhausen 

Verzeichnis der 
Anwesenden 

Beschluss                                                Schönhausen, den 
04.07.2023

 
gez. Michaela Möbius 
Vorsitzender 
 
gez. Iris Schütte 
stellv. Vorsitzender 
 
 
weitere 
stimmberechtigte 
Mitglieder: 
 
Manfred Kiel 
Ilona Kieselbach 
Ilse Ziem 
Thomas Tannhäuser 
Hagen Siedler 
Annemarie Czinzoll 
 
 
 
 
 
stimmberechtigte 
Stellvertreter: 

Zu der heutigen Sitzung des Gemeindekirchenrates sind unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung auf schriftliche/mündliche Ein-
ladung die Nebenstehenden erschienen.  Zur Sitzung wurde ord-
nungsgemäß eingeladen.

Die ordentliche Mitgliederzahl beträgt 13, anwesend sind 8 Mit-
glieder bzw. Stellvertreter. Die Sitzung ist beschlussfähig. 

Es wird Folgendes verhandelt und beschlossen: 

Beschluss: 
Zur Regelung der Friedhofsverhältnisse auf dem Friedhof Ho-
hengöhren nach Inkrafttreten des Friedhofsgesetzes der EKM 
werden folgende Beschlüsse gefasst: Aufhebung der alten Fried-
hofssatzung 

Die Friedhofssatzung vom 16.01.2007 wird aufgehoben; ab sofort 
gelten die Vorschriften des Kirchengesetzes über die evangeli-
schen Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Friedhofsgesetz - FriedhG) vom 20. November 2020, ABl. S. 228 
für den Friedhof Hohengöhren unmittelbar. 

Öffnungszeiten des Friedhofs  
Die Öffnungszeiten werden durch Aushang an den jeweiligen 
Friedhofseingängen bekannt gegeben. 

Zeit für die Durchführung von Bestattungen 
Der Friedhofsträger setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Be-
stattungen erfolgen regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feier-
tage aufeinander, so kann die Bestattung auch am zweiten Feiertag 
stattfinden. 

Gebührensatzung 
Für den Friedhof Hohengöhren wird die diesem Beschluss als An-
lage beigefügte Friedhofsgebührensatzung erlassen.
 
Friedhofsgepflegte Reihengrabstätten 
Auf dem Friedhof in Hohengöhren sind Bestattungen in friedhofs-
gepflegten Urnenreihen- und Erdreihengrabstätten möglich. Die 
Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung obliegt ausschließlich 
dem Friedhofsträger. Es dürfen keine Blumen, Bäume und Sträu-
cher gepflanzt werden. Grabschmuck darf nicht abgelegt werden.  
Für die friedhofsgepflegten Urnenreihen- und Erdreihengrabstät-
ten finden ausschließlich liegende flache Grabsteinplatten mit den 
Vor- und Nachnamen und Geburts- und Sterbedatum der Verstor-
benen Verwendung.  

Die Grabsteinplatten haben eine Größe von 40 cm x 40 cm. Die 
Kosten für die Anschaffung der Grabsteinplatte, deren Beschrif-
tung und Verlegung sind direkt durch die Nutzungsberechtigten 
zu tragen. Die Grabsteinplatte muss spätestens 6 Monate nach der 
Beisetzung verlegt sein. Hierbei hat ein Vertreter des Friedhofsträ-
gers zugegen zu sein.
Abstimmung               Ja 8            Nein  0              Enth. 0

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben: 

gez. M. Möbius   gez. I. Schütte  gez. A. Czinzoll 
Vorsitzender   Mitglied  Mitglied  

Die Übereinstimmung dieses Auszuges mit dem Protokoll wird beglaubigt. 

Schönhausen, den 04.07.2023, gez. M. Möbius, D.S.

Evangelische Kirchengemeinde Hohengöhren

Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof  
der Evangelischen Kirchengemeinde Hohengöhren

Der Gemeindekirchenrat des Evangelischen Kirchengemeindeverbands Schönhausen hat 
aufgrund von § 44 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die evangelischen Friedhöfe in der 
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Friedhofsgesetz – FriedhG) vom 20. November 
2020 (ABI. EKM 2020 S. 228), in seiner Sitzung am 04.07.2023 die folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Ruhefristen

Für den Friedhof in Hohengöhren gelten folgende Ruhefristen:

 1. für Erdbestattungen 25 Jahre,
 2. für Urnenbestattungen 25 Jahre.

§ 2
Gebühren

(1)  Die in dieser Gebührensatzung mit einer Gebühr belegten Leistungen sind ausschließ-
lich dem Friedhofsträger vorbehalten.

(2) Tarife:

1.   Grabberechtigungsgebühren Euro
    Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der Zuordnung  

im Gesamtplan: 
 

 1.1  Erdwahlgrabstätte, je Grabstelle (1 Sarg und bis zu 2 Urnen) 300,00 €
 1.2   Erdreihengrabstätten 
  1.2.1  Friedhofsgepflegte Erdreihengrabstätte 950,00 € 

(einschließlich Friedhofsunterhaltungsgebühr sowie  
Instandsetzung und Pflege durch den Friedhofsträger)

 1.3    Urnenwahlgrabstätte für die unterirdische Beisetzung  
von Urnen, je Grabstelle 250,00 €

 1.4  Urnenreihengrabstätten 
  1.4.1  Friedhofsgepflegte Urnenreihengrabstätte zur 950,00 € 

unterirdischen Bestattung von Urnen (einschließlich  
Friedhofsunterhaltungsgebühr sowie Instandsetzung und  
Pflege durch den Friedhofsträger) 

 1.5   Sonderregelung 
Ist bei Bestattungen auf einer Erd- oder Urnenwahlgrabstätte,  
an der bereits ein Nutzungsrecht besteht, zur Einhaltung der  
Ruhefrist die Verlängerung des Nutzungsrechtes erforderlich,  
wird für die Verlängerungszeiträume, die ganze abgeschlossene  
Jahre umfassen, die jährliche Grabberechtigungsgebühr nach  
den Tarifstellen gemäß 1.1 in Höhe von 12,00 € und 1.3 in  
Höhe von 10,00 € erhoben.

2.   Friedhofsunterhaltungsgebühr (je Jahr und je Grabstelle) 35,00 €

3.   Sonstige Gebühren
 3.1  Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle 15,00 €

§ 3
Gewerbliche Leistungen

Für nicht in dieser Gebührenordnung aufgeführte Leistungen gewerblicher Art (z.B. Gießen, 
Sauberhalten, Bepflanzung, gärtnerische Arbeit) richtet sich das Entgelt nach einer besonde-
ren Entgeltordnung bzw. dem Angebot der Friedhofsverwaltung.

§ 4
Inkrafttreten

Die vorstehende Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt außer Kraft die Gebührensatzung vom 16.01.2007. Maßgebend ist der Tag 
der Zusage der Leistung.

Friedhofsträger:

   D.S. gez. Michaela Möbius
Schönhausen, den 04.07.2023  GKR-Mitglied

Genehmigungsvermerk:

Kreiskirchenamt D. S.
Stendal, den 12.09.2023  gez. Dorothee Westphal (Amtsleiterin)

Ausfertigung:

Die vom Gemeindekirchenrat des Evangelischen Kirchengemeindeverbands Schönhausen 
am 04.07.2023 beschlossene Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof in Hohengöhren 
wurde dem Kreiskirchenamt Stendal als zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. Die Auf-
sichtsbehörde hat am 12.09.2023 vorstehend genannter Ordnung die kirchenaufsichtliche 
Genehmigung erteilt.
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Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung der Kirchengemeinde Hohengöhren 
wird hiermit ausgefertigt und öffentlich bekannt gemacht.

   D. S.
Stendal, den 12.09.2023  gez. Dorothee Westphal (Amtsleiterin)

Evangelische Kirchengemeinde Schönhausen

Auszug aus dem Protokollbuch des Gemeindekirchenrates  
des ev. Kirchengemeindeverbands Schönhausen 

Verzeichnis der 
Anwesenden 

Beschluss                                                Schönhausen, den 
04.07.2023

gez. Michaela Möbius 
Vorsitzender

gez. Iris Schütte 
stellv. Vorsitzender

weitere 
stimmberechtigte 
Mitglieder:

Manfred Kiel Ilona 
Kieselbach Ilse Ziem
Thomas Tannhäuser 
Hagen Siedler 
Annemarie Czinzoll

stimmberechtigte 
Stellvertreter::

Zu der heutigen Sitzung des Gemeindekirchenrates sind unter Be-
kanntgabe der Tagesordnung auf schriftliche/mündliche Einladung 
die Nebenstehenden erschienen. Zur Sitzung wurde ordnungsge-
mäß eingeladen.

Die ordentliche Mitgliederzahl beträgt 13, anwesend sind 8 Mit-
glieder bzw. Stellvertreter. Die Sitzung ist beschlussfähig.

Es wird Folgendes verhandelt und beschlossen:

Beschluss:

Zur Regelung der Friedhofsverhältnisse auf den Friedhöfen Neu-
ermark und Lübars nach Inkrafttreten des Friedhofsgesetzes der 
EKM werden folgende Beschlüsse gefasst:

Aufhebung der alten Friedhofssatzung
Die gemeinsame Friedhofssatzung vom 09.06.2010 wird aufgeho-
ben; ab sofort gelten die Vorschriften des Kirchengesetzes über die 
evangelischen Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (Friedhofsgesetz - FriedhG) vom 20. November 2020, 
ABl. S. 228 für die Friedhöfe Neuermark und Lübars unmittelbar.

Öffnungszeiten der Friedhöfe
Die Öffnungszeiten werden durch Aushang an den jeweiligen 
Friedhofseingängen bekannt gegeben.

Zeit für die Durchführung von Bestattungen
Der Friedhofsträger setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Be-
stattungen erfolgen regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feier-
tage aufeinander, so kann die Bestattung auch am zweiten Feiertag 
stattfinden.

Gebührensatzung
Für die Friedhöfe Neuermark und Lübars werden die diesem Be-
schluss als Anlage beigefügten Friedhofsgebührensatzungen erlas-
sen.

Friedhofsgepflegte Reihengrabstätten
Auf den Friedhöfen in Neuermark und Lübars sind Bestattungen in 
friedhofsgepflegten Urnenreihen- und Erdreihengrabstätten mög-
lich. Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung obliegt aus-
schließlich dem Friedhofsträger. Es dürfen keine Blumen, Bäume 
und Sträucher gepflanzt werden. Grabschmuck darf nicht abgelegt 
werden. Für die friedhofsgepflegten Urnenreihen- und Erdreihen-
grabstätten finden ausschließlich liegende flache Grabsteinplatten 
mit den Vor- und Nachnamen und Geburts- und Sterbedatum der 
Verstorbenen Verwendung.

Die Grabsteinplatten haben eine Größe von 40 cm x 40 cm. Die 
Kosten für die Anschaffung der Grabsteinplatte, deren Beschrif-
tung und Verlegung sind direkt durch die Nutzungsberechtigten 
zu tragen. Die Grabsteinplatte muss spätestens 6 Monate nach der 
Beisetzung verlegt sein. Hierbei hat ein Vertreter des Friedhofsträ-
gers zugegen zu sein.
Abstimmung Ja Nein Enth.

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben:

gez. M. Möbius gez. I. Schütte gez. A. Czinzoll
Vorsitzender Mitglied  Mitglied

Die Übereinstimmung dieses Auszuges mit dem Protokoll wird beglaubigt.

Schönhausen, den 04.07.2023, gez. M. Möbius, D.S.

Evangelische Kirchengemeinde Lübars

Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof  
der Evangelischen Kirchengemeinde Lübars

Der Gemeindekirchenrat des Evangelischen Kirchengemeindeverbands Schönhausen hat 
aufgrund von § 44 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die evangelischen Friedhöfe in der 
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Friedhofsgesetz – FriedhG) vom 20. November 
2020 (ABI. EKM 2020 S. 228), in seiner Sitzung am 04.07.2023 die folgende Satzung be-

schlossen:

§ 1
Ruhefristen

Für den Friedhof in Hohengöhren gelten folgende Ruhefristen:

 1. für Erdbestattungen 25 Jahre,
 2. für Urnenbestattungen 25 Jahre.

§ 2
Gebühren

(1)  Die in dieser Gebührensatzung mit einer Gebühr belegten Leistungen sind ausschließ-
lich dem Friedhofsträger vorbehalten.

(2) Tarife:

1.   Grabberechtigungsgebühren Euro
    Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der Zuordnung  

im Gesamtplan: 
 

 1.1  Erdwahlgrabstätte, je Grabstelle (1 Sarg und bis zu 2 Urnen) 300,00 €
 1.2   Erdreihengrabstätten 
  1.2.1  Friedhofsgepflegte Erdreihengrabstätte 950,00 € 

(einschließlich Friedhofsunterhaltungsgebühr sowie  
Instandsetzung und Pflege durch den Friedhofsträger)

 1.3    Urnenwahlgrabstätte für die unterirdische Beisetzung  
von Urnen, je Grabstelle 250,00 €

 1.4  Urnenreihengrabstätten 
  1.4.1  Friedhofsgepflegte Urnenreihengrabstätte zur 950,00 € 

unterirdischen Bestattung von Urnen (einschließlich  
Friedhofsunterhaltungsgebühr sowie Instandsetzung und  
Pflege durch den Friedhofsträger) 

 1.5   Sonderregelung 
Ist bei Bestattungen auf einer Erd- oder Urnenwahlgrabstätte,  
an der bereits ein Nutzungsrecht besteht, zur Einhaltung der  
Ruhefrist die Verlängerung des Nutzungsrechtes erforderlich,  
wird für die Verlängerungszeiträume, die ganze abgeschlossene  
Jahre umfassen, die jährliche Grabberechtigungsgebühr nach  
den Tarifstellen gemäß 1.1 in Höhe von 12,00 € und 1.3 in  
Höhe von 10,00 € erhoben.

2.   Friedhofsunterhaltungsgebühr (je Jahr und je Grabstelle) 33,00 €

3.   Sonstige Gebühren
 3.1  Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle 15,00 €

§ 3
Gewerbliche Leistungen

Für nicht in dieser Gebührenordnung aufgeführte Leistungen gewerblicher Art (z.B. Gießen, 
Sauberhalten, Bepflanzung, gärtnerische Arbeit) richtet sich das Entgelt nach einer besonde-
ren Entgeltordnung bzw. dem Angebot der Friedhofsverwaltung.

§ 4
Inkrafttreten

Die vorstehende Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt außer Kraft die Gebührensatzung vom 16.01.2007. Maßgebend ist der Tag 
der Zusage der Leistung.

Friedhofsträger:

   D.S. gez. Michaela Möbius
Schönhausen, den 04.07.2023  GKR-Mitglied

Genehmigungsvermerk:

Kreiskirchenamt D. S.
Stendal, den 12.09.2023  gez. Dorothee Westphal (Amtsleiterin)

Ausfertigung:

Die vom Gemeindekirchenrat des Evangelischen Kirchengemeindeverbands Schönhausen 
am 04.07.2023 beschlossene Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof in Lübars wurde 
dem Kreiskirchenamt Stendal als zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. Die Aufsichtsbe-
hörde hat am 12.09.2023 vorstehend genannter Ordnung die kirchenaufsichtliche Genehmi-
gung erteilt.

Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung der Kirchengemeinde Lübars wird hier-
mit ausgefertigt und öffentlich bekannt gemacht.

   D. S.
Stendal, den 12.09.2023  gez. Dorothee Westphal (Amtsleiterin)
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Evangelische Kirchengemeinde Neuermark

Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof  
der Evangelischen Kirchengemeinde Neuermark

Der Gemeindekirchenrat des Evangelischen Kirchengemeindeverbands Schönhausen hat 
aufgrund von § 44 Absatz 1 des Kirchengesetzes über die evangelischen Friedhöfe in der 
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Friedhofsgesetz – FriedhG) vom 20. November 
2020 (ABI. EKM 2020 S. 228), in seiner Sitzung am 04.07.2023 die folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Ruhefristen

Für den Friedhof in Hohengöhren gelten folgende Ruhefristen:

 1. für Erdbestattungen 25 Jahre,
 2. für Urnenbestattungen 25 Jahre.

§ 2
Gebühren

(1)  Die in dieser Gebührensatzung mit einer Gebühr belegten Leistungen sind ausschließ-
lich dem Friedhofsträger vorbehalten.

(2) Tarife:

1.   Grabberechtigungsgebühren Euro
    Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der Zuordnung  

im Gesamtplan: 
 

 1.1  Erdwahlgrabstätte, je Grabstelle (1 Sarg und bis zu 2 Urnen) 300,00 €
 1.2   Erdreihengrabstätten 
  1.2.1  Friedhofsgepflegte Erdreihengrabstätte 950,00 € 

(einschließlich Friedhofsunterhaltungsgebühr sowie  
Instandsetzung und Pflege durch den Friedhofsträger)

 1.3    Urnenwahlgrabstätte für die unterirdische Beisetzung  
von Urnen, je Grabstelle 250,00 €

 1.4  Urnenreihengrabstätten 
  1.4.1  Friedhofsgepflegte Urnenreihengrabstätte zur 950,00 € 

unterirdischen Bestattung von Urnen (einschließlich  
Friedhofsunterhaltungsgebühr sowie Instandsetzung und  
Pflege durch den Friedhofsträger) 

 1.5   Sonderregelung 
Ist bei Bestattungen auf einer Erd- oder Urnenwahlgrabstätte,  
an der bereits ein Nutzungsrecht besteht, zur Einhaltung der  
Ruhefrist die Verlängerung des Nutzungsrechtes erforderlich,  
wird für die Verlängerungszeiträume, die ganze abgeschlossene  
Jahre umfassen, die jährliche Grabberechtigungsgebühr nach  
den Tarifstellen gemäß 1.1 in Höhe von 12,00 € und 1.3 in  
Höhe von 10,00 € erhoben.

2.   Friedhofsunterhaltungsgebühr (je Jahr und je Grabstelle) 33,00 €

3.   Sonstige Gebühren
 3.1  Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle 15,00 €

§ 3
Gewerbliche Leistungen

Für nicht in dieser Gebührenordnung aufgeführte Leistungen gewerblicher Art (z.B. Gießen, 
Sauberhalten, Bepflanzung, gärtnerische Arbeit) richtet sich das Entgelt nach einer besonde-
ren Entgeltordnung bzw. dem Angebot der Friedhofsverwaltung.

§ 4
Inkrafttreten

Die vorstehende Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt außer Kraft die Gebührensatzung vom 16.01.2007. Maßgebend ist der Tag 
der Zusage der Leistung.

Friedhofsträger:

   D.S. gez. Michaela Möbius
Schönhausen, den 04.07.2023  GKR-Mitglied

Genehmigungsvermerk:

Kreiskirchenamt D. S.
Stendal, den 12.09.2023  gez. Dorothee Westphal (Amtsleiterin)

Ausfertigung:

Die vom Gemeindekirchenrat des Evangelischen Kirchengemeindeverbands Schönhausen 
am 04.07.2023 beschlossene Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof in Neuermark wur-
de dem Kreiskirchenamt Stendal als zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. Die Aufsichts-
behörde hat am 12.09.2023 vorstehend genannter Ordnung die kirchenaufsichtliche Geneh-
migung erteilt.

Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung der Kirchengemeinde Neuermark wird 
hiermit ausgefertigt und öffentlich bekannt gemacht.

   D. S.
Stendal, den 12.09.2023  gez. Dorothee Westphal (Amtsleiterin)

Gesellschaft für Arbeitsförderung des Landkreises Stendal mbH 

Bekanntmachung gemäß § 133 KVG LSA 

Die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft für Arbeitsförderung des Landkreises Sten-
dal mbH hat in ihrer Sitzung am 12. Juli 2023 den durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ecovis WSLP GmbH geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk ver-
sehenen Jahresabschluss 2022 mit einer Bilanzsumme in Höhe von 1.011 T€ festgestellt. Der 
fortgeschriebene Bilanzgewinn in Höhe von  92 T€ dient der Liquiditätssicherung.

Die Prüfung durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen 
und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2022 sowie der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022 wer-
den auf der Grundlage der Vorschriften des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt für einen Monat nach der Veröffentlichung der Bekanntgabe jeweils von Montag 
bis Freitag während der Geschäftszeiten in den Räumen der Geschäftsleitung der Gesellschaft 
für Arbeitsförderung des Landkreises Stendal mbH, Unter den Linden 6 in 39576 Stendal öf-
fentlich ausgelegt. Um vorherige Terminabsprache unter Telefonnummer 03931418511 wird 
gebeten.

Stendal, den 08.09.2023  gez. Martina Baatz Geschäftsführerin
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